
Seine Magnifizenz, Prof. Dr. N e y e ,  hob in der Be­
grüßungsansprache hervor, welch hohe Auszeichnung 
der Besuch des Ministerpräsidenten Tschou En-lai, des 
glänzenden Politikers und Strategen, des Vertreters 
eines Volkes mit vieltausendjähriger Geschichte und 
Kultur, für die Berliner Humboldt-Universität bedeute. 
Er unterstrich, daß sich die Universität dieser Ehre nur 
durch die weitere Entfaltung und Verbesserung ihrer 
wissenschaftlichen Arbeit würdig erweisen könne.

Nach ihm ergriff der Dekan der Juristischen Fakul­
tät, Prof. Dr. S t e i n i g e r ,  das Wort, um dem hohen 
Gast die Würde eines Ehrendoktors der Rechtswissen­
schaft namens der Fakultät anzutragen, an der einst Karl 
Marx studierte. Prof. Dr. Steiniger führte in seiner An­
sprache u. a. aus:

„Wir möchten Ihnen danken für das, was Sie durch 
den meisterlichen Einsatz des Völkerrechts im Inter­
esse aller unterdrückten Nationen und zur Festigung 
des Weltfriedens erreicht haben. Auf der Genfer Konfe­
renz faßten Sie in zwei Sätzen den Kern des heutigen 
Völkerrechts zusammen: ,Um den Frieden in Asien zu 
erhalten1, sagten Sie, ,ist es für die Länder Asiens, un­
geachtet ihrer gesellschaftlichen Systeme, notwendig, 
den Weg friedlicher Verhandlungen zur Erörterung und 
Regelung der offenen Fragen zu beschreiten und eine 
gegenseitige Zusammenarbeit auf der Grundlage fol­
gender Prinzipien zu erreichen: gegenseitige Achtung 
der territorialen Unverletzbarkeit und Souveränität, 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der 
anderen Länder, Gleichberechtigung und friedliches 
Zusammenleben.“ — ,Ich bin der Meinung“, fuhren Sie 
fort, ,daß sich die Länder Asiens untereinander beraten 
sollten, um den kollektiven Frieden in Asien bei gegen­
seitigen entsprechenden Verpflichtungen zu erhalten.“

Was hier von der Möglichkeit und Notwendigkeit sach­
licher Zusammenarbeit auf der Grundlage gleichberech­
tigter Verträge und von den Vorzügen eines Systems 
kollektiver Sicherheit aller asiatischen Staaten gesagt 
ist, gilt nicht weniger für Europa. Diese zentralen 
Grundsätze des heutigen Rechts, die in der Charta der 
Vereinten Nationen bestätigt wurden, die auch dem 
Potsdamer Abkommen zugrunde liegen, finden erneute 
Anerkennung in der Erklärung, die Sie als Minister­
präsident Chinas gemeinsam mit den Ministerpräsi­
denten Indiens und Burmas veröffentlichten und denen 
alle progressiven Kräfte der Welt zugestimmt haben. 
Im gleichen Geist ist auch die Schlußerklärung der 
Genfer Konferenz abgefaßt, die Sie und der sowjetische 
Außenminister abgaben.

Auf dieser Grundlage führen wir unseren Kampf um 
die Verständigung beider Teile Deutschlands, um die 
Bildung einer provisorischen gesamtdeutschen Regie­
rung, um die Vorbereitung und Durchführung gesamt­
deutscher, wirklich freier Wahlen und um einen mit 
den Großmächten zu vereinbarenden demokratischen 
Friedensvertrag. Auf dieser Grundlage setzen wir uns 
für die sowjetischen Vorschläge zur Schaffung eines 
Systems der kollektiven Sicherheit in Europa ein.

Für unser Volk ist die Durchsetzung der in der 
Charta der Vereinten Nationen bestätigten Prinzipen 
der Souveränität, der Nichteinmischung, der Gleich­
berechtigung und der kollektiven Sicherung des Welt­
friedens eine Frage von Sein oder Nichtsein. Deshalb 
empfinden wir den Sieg, den das demokratische Völker­
recht über die Politik des Imperialismus in Genf er­
stritten hat, als ein großes Glück für unser deutsches 
Volk. Ihr aktiver Anteil an diesem Sieg, Herr Mi­
nisterpräsident, gab uns die unmittelbare Veranlassung 
zu dem Beschluß, Ihnen die Würde eines Doktors der 
Rechte anzutragen.“

Der Dekan der Juristischen Fakultät übergab sodann 
dem Ministerpräsidenten der Volksrepublik China die 
Promotionsurkunde mit den Worten: „Die Hingabe an 
die Wissenschaft, an die Lehren von Marx, Engels, 
Lenin und Stalin, ihre schöpferische Verwirklichung 
unter den Bedingungen unseres Landes und unserer 
Zeit und die stete Bereitschaft, von der Sowjetunion zu 
lernen — das sei das Unterpfand der Freundschaft 
zwischen den Wissenschaftlern des neuen Deutschland 
und des neuen China.“

Als nun Ministerpräsident Tschou En-lai ans Redner­
pult trat, wollte der stürmische Beifall aller Versam­

melten kein Ende nehmen, der Beifall, mit dem jeder 
einzelne der anwesenden Staatsmänner, Wissenschaft­
ler und Studenten seine grenzenlose Bewunderung für 
das heldenhafte chinesische Volk und für seine 
großen und weisen Führer zum Ausdruck brachte. Mit 
einer jeden zutiefst berührenden Schlichtheit und Be­
scheidenheit und mit großem Ernst dankte Minister­
präsident Tschou En-lai für die Verleihung der Doktor­
würde, die er als eine Ehrung für das große chine­
sische Volk und als Zeichen der sich ständig vertiefen­
den deutsch-chinesischen Freundschaft bezeichnete. Er 
verwies auf den großen Anteil der Kultur für die Ent­
wicklung dieser Freundschaft und erklärte, beide Völ­
ker, das chinesische und das deutsche Volk, besäßen 
hervorragende kulturelle Traditionen, und diese seien 
seit der Gründung der Volksrepublik China und der 
Deutschen Demokratischen Republik in ein neues Sta­
dium getreten. Ministerpräsident Dr. Tschou En-lai 
ging dann auf den engen Zusammenhang zwischen der 
Kultur und dem Frieden ein und wies die deutschen 
Kulturschaffenden auf die Erfahrung hin, daß man, um 
die Kultur zu fördern, den Frieden brauche. Er gab 
seiner Überzeugung Ausdruck, daß der Kampf des 
deutschen Volkes für seine friedliche Wiedervereini­
gung Erfolg haben werde, und versicherte dem deutschen 
Volk, daß es im Kampf für seine Einheit nicht allein 
stehe, sondern die Unterstützung aller friedliebenden 
Völker und die tiefe Sympathie des chinesischen Volkes 
genieße.

Diese Worte fanden begeisterten Beifall bei allen 
Anwesenden, zu denen auch viele in der Deutschen De­
mokratischen Republik studierende chinesische und viet­
namesische Jugendliche gehörten. Der Festakt war ein 
herzlicher Ausdruck der Freundschaftsbande, die das 
chinesische und das deutsche Volk immer enger ver­
knüpfen. H w

Entschließung des Vorstands 
der Vereinigung Demokratischer Juristen

Die Vereinigung Demokratischer Juristen Deutschlands hat in 
ihrer Vorstandssitzung am 17. Juli 1954 die Justizentwicklung in 
Westdeutschland geprüft und dabei insbesondere das Ver­
fahren vor dem Bundesverwaltungsgericht gegen die FDJ und 
das Strafverfahren gegen die Mitglieder und Mitarbeiter des 
Volksbefragungsausschusses Oskar Neumann, Karl Dickel und 
Emil Bechtle vor dem Bundesgerichtshof zugrunde gelegt.

Daraus ergaben sich folgende Feststellungen:

1. In dem Verfahren gegen Bürger, die in Opposition zur 
Politik der Adenauer-Regierung stehen und aktiv gegen die 
Remilitarisierung Westdeutschlands auftreten, wird das Grund­
prinzip und die vornehmste Pflicht jeder Rechtsprechung, die 
Wahrheit zu erforschen, mißachtet. Das Gericht folgt bedin­
gungslos den Konstruktionen der die Regierungspolitik ver­
tretenden Anklagebehörde, lehnt die für die Erforschung des 
tatsächlichen Sachverhalts wesentlichen Beweisanträge ab und 
ignoriert die Darlegungen und die Beweisführungen der An­
geklagten und der Verteidigung.

2. Das Gericht verhindert also durch eine rechtswidrige, allen 
Grundsätzen einer demokratischen Rechtsprechung hohn­
sprechende Prozeßführung, daß die wirkliche politische Situation 
Westdeutschlands — insbesondere die Tatsache der Remili­
tarisierung und die davon ausgehende Gefährdung der Lebens­
grundlagen des deutschen Volkes und der Sicherheit der Völker 
Europas, welche die Ursache für die unter Anklage gestellten 
Handlungen ist — zum Gegenstand des Prozesses gemacht und 
geprüft wird. Das Gericht vermeidet dies, weil sich aus einer 
solchen Prüfung die- Recht- und Gesetzmäßigkeit der zum Ver­
brechen gestempelten Handlungen zwingend ergeben müßte.

3. Damit verschleiert das Gericht den wahren Charakter der 
antinationalen und aggressiven Politik des Adenauer-Regimes 
und täuscht die Bevölkerung über die verbrecherischen Machen­
schaften und Ziele der deutschen Militaristen und ihrer USA- 
Auftraggeberj

4. Das Gericht erweist sich somit als willfähriger Vollstrecker 
der Befehle und Weisungen der westlichen Interventionsmächte 
und der Regierung Adenauer, die ihre Politik der Kriegs­
vorbereitung nicht durchführen können, ohne die demokra­
tischen und friedliebenden Kräfte des Volkes zu unterdrücken 
und auszuschalten.

5. Dabei stützen sich die Entscheidungen des Gerichts nicht auf 
Tatsachen und auf die Handlungen der unter Anklage gestellten 
Bürger bzw. Organisationen, sondern weisungsgemäß auf eine 
diesen willkürlich unterstellte hochverräterische und staats­
gefährdende Willensrichtung. Das ist das Wiederaufleben des 
faschistischen Gesinnungsstraf rechts!

Wir lenken die Aufmerksamkeit der Juristen beider Teile 
Deutschlands auf diese ungeheuerliche Gefahr der Gesinnungs­
verfolgung, die sich ihrem Inhalt nach nicht von den Methoden 
der Terrorjustiz des Hitlerstaates unterscheidet. Wir rufen die 
Juristen Deutschlands auf, ihre Verantwortung dem deutschen 
Volk gegenüber zu erkennen und dieser Rechtlosigkeit und 
Willkür mit allen ihren Kräften entgegenzutreten sowie für die 
Wahrung der demokratischen Rechte und Freiheiten der Bürger 
in Westdeutschland zu kämpfen.
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